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Vorwort zur 5. Aufl age
13 Jahre nach Erscheinen der 1. Aufl age wird eine weitere 
Neuaufl age des Buches vorgelegt.

Der Autorenkreis ist um Stadtbrandinspektor Christian Arndt, 
stellvertretender Leiter der Feuerwehr Herdecke, und Steff en 
Schimanski, Leiter der Abteilung Nationale Hilfsgesellschaft  
im Landesverband Nordrhein des Deutschen Roten Kreuzes, 
erweitert worden. Die Vorarbeiten zu der 5. Aufl age haben 
gezeigt, dass eine handhabbare Gesamtdarstellung von Recht 
und Praxis der nichtpolizeilichen Gefahrenabwehr nur noch 
als Teamleistung erbracht werden kann.

Die Neuaufl age widmet sich den aktuellen Rechtsänderungen 
auf der Ebene der Länder, des Bundes und der Europäischen 
Union. Geblieben ist der integrierte, aufgaben- und träger-
übergreifende Ansatz. Die nichtpolizeiliche Gefahrenabwehr 
stellt ein Gesamtsystem aus Zivilschutz, Katastrophenschutz 
und alltäglicher Gefahrenabwehr dar, das durch das Zusam-
menwirken von Ehrenamt und Hauptamt in Feuerwehr und 
anerkannten Hilfsorganisationen getragen wird.

Die jüngst erfolgte höchstrichterliche Bestätigung dieses Ge-
samtsystems eröff net Handlungsspielräume, die nicht nur auf 
kommunaler Ebene zu nutzen sind.

Herdecke / Köln, im Dezember 2019

Sascha Rolf Lüder / Christian Arndt / Steff en Schimanski
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Vorwort zur 1. Aufl age
Katastrophen entwickeln sich meist aus Alltagsgefahren. 
Hierbei verwischen im Zeitalter einer Neuen Sicherheitsar-
chitektur die Konturen zwischen äußerer und innerer Sicher-
heit, zwischen militärischen und nichtmilitärischen Aufga-
ben immer mehr.

Selbst wenn die Gefahr eines bewaff neten Angriff es auf 
Deutschland heute unwahrscheinlich erscheint, haben die 
Terroranschläge des 11. September 2001 und die sich aus 
dem Phänomen des internationalen Terrorismus ergebende 
asymmetrische Bedrohungslage zu einem grundlegenden Be-
wusstseinswandel in Politik und Institutionen geführt. Nicht 
minder untermauern die gewonnenen Erkenntnisse von ei-
nem globalen Klimawandel und der sich hieraus ergebenden 
Gefahr von Natur- und Umweltkatastrophen sowie die mit 
der technischen Entwicklung zusammenhängenden Gefahr 
technischer Katastrophen die Bedeutung eines funktionie-
renden Bevölkerungsschutzes in heutiger Zeit.

Gerade deshalb ist es umso wichtiger, die spezifi schen Auf-
gaben der einzelnen Akteure in der Gefahrenabwehr sichtbar 
aufzuzeigen und abzugrenzen sowie vermitt els eines überzeu-
genden rechtlichen Regelwerkes wirksam zu vernetzen. Ein 
ursachenunabhängiger Schutz der Bevölkerung vor Gefahren 
zählt zu den vornehmsten Aufgaben des modernen Staates.

Ein wesentlicher Aspekt ist hierbei die rechtsstaatlich gebo-
tene Bindung der Akteure in der Gefahrenabwehr als Teil der 
vollziehenden Gewalt an Gesetz und Recht. Im Lichte der 
Neuen Sicherheitsarchitektur stehen diese vor neuen rechtli-
chen Herausforderungen, will der Staat die gebotene Balance 
zwischen Sicherheit und Freiheit wahren.
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Namentlich eine umfassende Rechtsberatung in der Gefah-
renabwehr ist mehr denn je geboten. In diesem Sinne soll das 
hier vorgelegte Buch für den Bereich der nichtpolizeilichen 
Gefahrenabwehr eine Hilfe sein. Das Buch richtet sich an alle 
Führungs- und Leitungskräft e von Feuerwehr und Hilfsorga-
nisationen ebenso wie an die mit diesen zusammenarbeiten-
den Kräft en von Polizei- und Ordnungsbehörden sowie der 
Bundeswehr. Es soll die organisationsrechtlichen Grundlagen 
der nichtpolizeilichen Gefahrenabwehr ebenso vermitt eln 
wie einen Überblick über einsatzrechtliche Fragestellungen 
geben. Dies geschieht im Regelfall am Beispiel des nordrhein-
westfälischen Rechtes.

Keinesfalls soll und darf das Buch das Studium der Rechts-
grundlagen selbst ersetzen oder vernachlässigen. Allerdings 
soll das Buch eine systematische Arbeitshilfe hierbei sein. Die 
Führungs- und Leitungskräft e in Feuerwehr und Hilfsorgani-
sationen sind gefordert, auch die ihnen unterstellten Einsatz-
kräft e zum Studium anzuregen.

Das Buch hätt e nicht geschrieben werden können ohne die 
vielfältige Unterstützung aus der Praxis:

An erster Stelle danke ich dem Innenminister des Landes 
Nordrhein-Westfalen Dr. Ingo Wolf MdL wie auch seinem 
Staatssekretär Karl Peter Brendel für die Förderung des 
Vorhabens im Rahmen ihrer Öff entlichkeitsarbeit. Das Mi-
nisterium hat mir jederzeit wichtige Hilfestellungen geleistet. 
Den Beamtinnen und Beamten möchte ich für ihr jederzeit 
off enes Ohr und ihre Gesprächsbereitschaft  danken.

Auch in Feuerwehr und Hilfsorganisationen hat das Vorha-
ben viel Unterstützung erhalten. Stellvertretend nenne ich 
hier den Katastrophenschutzbeauft ragten des Deutschen 
Roten Kreuzes für Nordrhein-Westfalen Christoph Brodesser 
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sowie den Landesvorstand des Landesverbandes Nordrhein-
Westfalen der Johanniter-Unfall-Hilfe Wolfr am Rohleder. 
Auch dem Direktor des Institutes der Feuerwehr Nordrhein-
Westfalen Dr. Gisbert Rodewald sei für sein Zutun zum Gelin-
gen des Buches gedankt.

Wie schon betont richtet sich dieses Buch vor allem an die 
Führungs- und Leitungskräft e in Feuerwehr und Hilfsorga-
nisationen. In diesem Sinne danke ich für alle anderen na-
mentlich der stellvertretenden Landesrotkreuzleiterin des 
Landesverbandes Westfalen-Lippe des Deutschen Roten 
Kreuzes Frau Tanja Krok, dem Pressesprecher der Feuerwehr 
Herdecke Brandmeister Christian Arndt sowie dem Zugfüh-
rer der Einsatzeinheit der Johanniter-Unfall-Hilfe im Ennepe-
Ruhr-Kreis Christian Wobig für ihre wertvollen praktischen 
Hinweise bei Übungen und Einsätzen.

Das Buch ist allen Kameradinnen und Kameraden gewidmet.

Herdecke, im Juni 2007 Sascha Rolf Lüder
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I. Einführung

1. Gefahrenabwehr als zentraler Staatszweck

Die Gewährung von Sicherheit und Ordnung zählt seit alters 
her zu den klassischen Staatszwecken und damit zu den tra-
ditionellen Rechtfertigungsgründen von Staatlichkeit. Ge-
waltverzicht und Gesetzesgehorsam machen den Bürger; das 
staatliche Gewaltmonopol sichert den bürgerlichen Frieden.

Auch die Rechtsordnung in der Bundesrepublik Deutschland 
basiert auf dem Sicherheitskonzept des staatlichen Gewalt-
monopols und der bürgerlichen Friedenspfl icht. In diesem 
Sinne konkretisieren die Regelungen zur staatlichen Gesetz-
gebung (Art. 70 ff . GG) dahin, dass der Bürger seine Freihei-
ten in den Grenzen des Rechtsstaates verwirklichen kann. Die 
Rechtsschutzgarantie (Art. 19 Abs. 4 GG), verbunden mit der 
Eröff nung konkreter Rechtswege (Art.  95 GG), verkörpern 
das Verbot privater Rechtsdurchsetzung. Das Widerstands-
recht (Art. 20 Abs. 4 GG) belegt als Ausnahme die grundsätz-
liche Friedenspfl icht des Bürgers. Die mit dem Gewaltmono-
pol des Staates einhergehende Schutzpfl icht des Staates fi ndet 
sich ausdrücklich formuliert im Schutz der Menschenwürde 
(Art.  1 Abs.  1 S.  2 GG). Hieraus folgt, dass der Staat nicht 
nur verpfl ichtet ist, die Grundrechte seiner Bürger zu achten, 
sondern sich auch schützend und fördernd vor diese Rechte 
zu stellen und sie vor rechtswidrigen Übergriff en Dritt er zu 
verteidigen hat.

Vor dem Hintergrund des Konzeptes der privaten Friedens-
pfl icht sowie des staatlichen Gewaltmonopols wird auch 
die Bedeutung der gesetzlichen Notwehr-, Notstands- und 
Selbsthilferechte des Bürgers (§§ 226 bis 231, 860, 904 BGB, 
§§  32 bis 35 StGB) deutlich: Rechtfertigt sich nämlich das 
Verbot privater Gewalt mit der staatlichen Gewährträger-
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schaft  für die öff entliche Sicherheit, kann das Recht der pri-
vaten Gewalt dort nicht ausgeschlossen werden, wo der Staat 
im Einzelfall nicht in der Lage ist, sein friedenssicherndes Ge-
waltmonopol auszuüben.

Von elementarer Bedeutung bleibt in diesem Zusammen-
hang das klassische Verständnis von staatlichen Eingriff en als 
Maßnahmen zur Abwehr konkreter Gefahren anstelle eines 
Vorbeugungsdenkens, welches dazu führt, dass es keine klar 
erkennbare Grenze mehr für die Einschränkung von Rechten 
des Bürgers gibt.

Nach dem bundesstaatlichen Aufb au Deutschlands oblie-
gen Gesetzgebung und Gesetzesvollzug grundsätzlich den 
Ländern, soweit das GG nicht ausnahmsweise etwas ande-
res vorsieht (Art.  30, 70 Abs.  1, 83 GG). Dieser Grundsatz 
gilt uneingeschränkt auch für Fragen der Gewährleistung der 
Sicherheit der Bürger. Freilich zergliedert sich der Bereich 
des Sicherheitsrechtes in viele Teilbereiche, für die sowohl 
mit Blick auf die Gesetzgebung als auch auf den Gesetzes-
vollzug im Einzelnen höchst unterschiedliche Zuweisungen 
bestehen. Im Bereich der Gesetzgebung benennt das GG 
zahlreiche besondere sicherheitsrechtliche Materien, die ab-
weichend vom Grundsatz der Länderzuständigkeit (Art. 30, 
70 Abs. 1 GG) dem Bundesgesetzgeber zugewiesen werden. 
Der Gesetzesvollzug ist nach Art.  30, 83 GG im Grundsatz 
ebenfalls Ländersache. Eine bundeseigene Verwaltung sieht 
das GG lediglich ausnahmsweise vor.

2. Begriff  der nichtpolizeilichen Gefahrenabwehr

Ausgehend von dem oben genannten Befund beinhaltet der 
Begriff  der Gefahrenabwehr die Abwehr von Gefahren für die 
öff entliche Sicherheit und Ordnung.
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Hierbei ist zwischen der polizeilichen Gefahrenabwehr auf 
der einen und der nichtpolizeilichen Gefahrenabwehr auf der 
anderen Seite zu unterscheiden. Während die polizeiliche Ge-
fahrenabwehr die Abwehr von Gefahren durch Polizei- und 
Ordnungsbehörden zum Gegenstand hat, umfasst die nicht-
polizeiliche Gefahrenabwehr die Abwehr von Gefahren durch 
Feuerwehr und anerkannte Hilfsorganisationen. In diesem 
Sinne bildet die nichtpolizeiliche Gefahrenabwehr neben den 
Streitkräft en, der Polizei und den Nachrichtendiensten die 
vierte Säule innerhalb der staatlichen Sicherheitsarchitektur.

Unter dem Recht der nichtpolizeilichen Gefahrenabwehr 
versteht man somit alle Rechtssätze der nichtpolizeilichen 
Gefahrenabwehr. Im Bereich der nichtpolizeilichen Gefah-
renabwehr können Gefahren von Schadenfeuern, Unglücks-
fällen und öff entlichen Notständen ausgehen, die durch Na-
turereignisse, Explosionen oder ähnlichen Vorkommnissen 
verursacht werden. Ergibt sich die Gefahr aus einem anderen 
Ereignis, fehlt es an einer Zuständigkeit von Feuerwehr und 
anerkannten Hilfsorganisationen im Rahmen der nichtpoli-
zeilichen Gefahrenabwehr.

Im bundesstaatlichen Aufb au Deutschlands ist die nichtpo-
lizeiliche Gefahrenabwehr weitestgehend Angelegenheit der 
Länder (Art.  30, 70 Abs.  1, 83 GG). Die Zuständigkeit der 
Länder umfasst neben dem Brandschutz und der technischen 
Hilfeleistung den Bevölkerungsschutz bei Natur-, technisch 
bedingten oder Umweltkatastrophen (Katastrophenschutz). 
Hingegen gilt für den Bevölkerungsschutz bei bewaff neten 
Konfl ikten (Zivilschutz) nach Art.  73 Nr.  1 GG eine aus-
schließliche Gesetzgebungskompetenz des Bundes. Der Ge-
setzesvollzug im Zivilschutz erfolgt gemäß Art. 83 GG durch 
die Länder sowie ergänzend durch das BBK als selbständige 
Bundesoberbehörde nach Art. 87 Abs. 3 GG. Die zivil-militä-
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rische Zusammenarbeit ist mit ihrem zivilen Anteil ebenfalls 
Gegenstand der nichtpolizeilichen Gefahrenabwehr. Diese 
fällt entsprechend der Auft eilung von Zivil- und Katastro-
phenschutz in den Zuständigkeitsbereich sowohl des Bundes 
wie auch der Länder.

Mit dem Bevölkerungsschutz eng verknüpft  ist der Rett ungs-
dienst. Er ist gewissermaßen dessen „Speerspitze“. Gemäß 
Art. 30, 70 Abs. 1, 83 GG fällt auch dieser in die Zuständig-
keit der Länder. Auf Grund seiner Überschneidungen zur 
Gesundheitsvorsorge werden die Regelungen zum Rett ungs-
dienst im Rahmen dieses Buches insoweit behandelt, als dass 
sie Berührungspunkte zu Gegenständen des Bevölkerungs-
schutzes aufweisen.

Im Schnitt bereich von Gesundheitsvorsorge und Bevölke-
rungsschutz befi ndet sich weiterhin das Blutspendewesen. In 
diesem Sinne beinhaltet § 3 Abs. 1 TFG einen an die Spen-
deeinrichtungen gerichteten allgemeinen gesetzlichen Auf-
trag zur Gewinnung von Blut und Blutbestandteilen zur Ver-
sorgung der Bevölkerung mit Blutprodukten. Nach Art.  74 
Abs.  1 Nr.  26 GG ist die Regelung des Transfusionswesens 
Gegenstand der konkurrierenden Gesetzgebung des Bundes. 
Der Gesetzesvollzug im Transfusionswesen erfolgt gemäß 
Art. 83 GG durch die Länder sowie ergänzend durch das PEI 
als selbständige Bundesoberbehörde nach Art. 87 Abs. 3 GG.

Auf überstaatlicher Ebene ist mit dem Unionsverfahren von 
Seiten der EU ein Mechanismus der Zusammenarbeit bei 
Natur-, technisch bedingten oder Umweltkatastrophen sowie 
Terroranschlägen innerhalb und außerhalb der EU geschaff en 
worden. Das Unionsverfahren enthält die Befugnis, die von 
einer Schadenlage betroff enen Mitgliedstaaten bei der Sofort-
hilfe zu unterstützen.
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Schließlich arbeiten die VN an der Konturierung eines zwi-
schenstaatlichen Rechtsrahmens für Einsätze des Katastro-
phenschutzes und der Katastrophenhilfe. Zuvor hatt e die 
Internationale Rotkreuz- und Rothalbmond-Bewegung das 
Programm „International Disaster Response Laws, Rules and 
Principles“ ins Leben gerufen, in dessen Rahmen u. a. Richtli-
nien erarbeitet wurden, die den Staaten bei der Ausgestaltung 
ihres jeweiligen staatlichen Rechtsrahmens dienen sollen.

Im Sinne einer sauberen Trennung des Handelns in der staat-
lichen Sicherheitsarchitektur ist festzuhalten, dass die nicht-
polizeiliche Gefahrenabwehr eine eigene Angelegenheit von 
Feuerwehr und anerkannten Hilfsorganisationen darstellt 
(§  1 Abs.  1 BHKG). Feuerwehr und anerkannte Hilfsorga-
nisationen haben keine polizeilichen Befugnisse. Umgekehrt 
folgt hieraus, dass die Polizei nach § 1 Abs. 1 PolG NRW bei 
der polizeilichen Gefahrenabwehr in eigener Zuständigkeit 
tätig wird und eigene Aufgaben übernimmt. In diesem Sin-
ne sind die in der polizeilichen und nichtpolizeilichen Ge-
fahrenabwehr tätigen Einsatzkräft e auch bei einem gemein-
samen Einsatz in Nordrhein-Westfalen rechtlich getrennt. 
Dies gilt namentlich bei Großeinsatzlagen und Katastrophen 
(§  1 Abs.  1 Nr.  3 BHKG). Allerdings kann die allgemeine 
Ordnungsbehörde, obwohl Teil der polizeilichen Gefahren-
abwehr, nach § 6 Abs. 1 OBG NRW bei Gefahr im Verzuge 
ausnahmsweise auch Maßnahmen der nichtpolizeilichen Ge-
fahrenabwehr treff en.

Von der nichtpolizeilichen Gefahrenabwehr als Teil der öf-
fentlichen Gewalt abzugrenzen ist der zurzeit grundsätzlich 
privatrechtlich organisierte Sanitätswachdienst bei Veranstal-
tungen. Die vorbeugende Bereitstellung zur Gefahrenabwehr 
wird insgesamt als Sicherheitswachdienst bezeichnet. Er 
untergliedert sich im Regelfall in den Brandsicherheitswach-
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dienst auf der einen und den Sanitätswachdienst auf der an-
deren Seite. Während sich für den Bereich des Brandsicher-
heitswachdienstes Vorschrift en u. a. im BHKG fi nden, gibt 
es derartige Vorgaben für sanitäts- und rett ungsdienstliche 
Vorsorgemaßnahmen nicht. Auch im BHKG fi nden sich kei-
ne konkreten Hinweise darauf, wann solche Maßnahmen bei 
Veranstaltungen im Einzelnen zu treff en sind.

Bezogen auf den Sanitätswachdienst geht die Rechtspraxis 
davon aus, dass aus einer Zusammenschau von Bundes- und 
Länderrecht eine ausreichende Rechtsgrundlage für die An-
ordnung von weitreichenden Vorsorgemaßnahmen besteht. 
Eine Anordnung geschieht im Regelfall auf Grund einer an 
den Veranstalter gerichteten Aufl age bei der Genehmigung 
der Veranstaltung durch die allgemeine Ordnungsbehörde. 
Als Grundlage für die Vorhaltung von Einsatzkräft en ist nach 
einer Empfehlung der AGBF und der anerkannten Hilfsor-
ganisationen der sog. Maurer-Algorithmus anzuwenden. Die 
im Rahmen des Sicherheitskonzeptes vorzunehmende Ge-
fährdungsanalyse und die anschließende Planung erfolgen 
im Rahmen einer Beurteilung auf der Grundlage allgemein 
anerkannter Erkenntnisse (vgl. auch den sog. Kölner Algo-
rithmus).

Die Rechtspraxis grenzt den Sanitätswachdienst grundsätz-
lich von der nichtpolizeilichen Gefahrenabwehr als Teil der 
öff entlichen Gewalt ab und ordnet ihn dem Privatrecht zu. 
Nur ausnahmsweise soll ein Sanitätswachdienst in den Rege-
lungsbereich der nichtpolizeilichen Gefahrenabwehr fallen, 
nämlich dann, wenn dies auf Grund der von der allgemeinen 
Ordnungsbehörde bei Prüfung der Genehmigung der Veran-
staltung vorgenommenen Gefährdungsanalyse erforderlich 
ist. Insoweit verdrängt das öff entliche Recht das Privatrecht.
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